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ſchutzordnung vom 3. Juli 1920, S. 121. 


(Nr. 12044.) Geſetz, betreffend den Austritt aus den Religionsgeſellſchaften öffentlichen Rechts. 
Vom 30. November 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: i 


LI. ö 

(1) Wer aus einer Religionsgeſellſchaft öffentlichen Rechts mit bürgerlicher 
Wirkung austreten will, hat den Austritt bei dem Amtsgerichte ſeines Wohn⸗ 
ſitzes zu erklären. Die Erklärung muß zu Protokoll des Gerichtsſchreibers er⸗ 
folgen oder als Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form eingereicht 
werden; Ehegatten ſowie Eltern und Kinder können den Austritt in derſelben 
Urkunde erklären, bei der Erklärung findet eine Vertretung kraft Vollmacht 
nicht ſtatt. 

(2) Die rechtlichen Wirkungen der Austrittserklärung treten einen Monat 

nach dem Eingange der Erklärung bei dem Amtsgericht ein, bis dahin kann die 
Erklärung in der im Abſ. 1 vorgeſchriebenen Form zurückgenommen werden. 

(3) Das Amtsgericht hat von der Abgabe und der etwaigen Zurücknahme 
der Austrittserklärung unverzüglich den Vorſtand der Religionsgeſellſchaft, der 
der Erklärende angehört, zu benachrichtigen und demnächſt dem Ausgetretenen 
eine Beſcheinigung über den vollzogenen Austritt zu erteilen. 

a es 

() Die Austrittserklärung bewirkt die dauernde Befreiung des Aus⸗ 
getretenen von allen Leiſtungen, die auf der perſönlichen Zugehörigkeit zu der 
Religionsgeſellſchaft beruhen. Die Befreiung tritt ein mit dem Ende des 
laufenden Steuerjahrs, jedoch nicht vor Ablauf von drei Monaten nach Abgabe 
der Erklärung. 

(2) Leiſtungen, die nicht auf der perſönlichen Zugehörigkeit zu einer 
Religionsgeſellſchaft beruhen, insbeſondere Leiſtungen, die entweder kraft be 
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ſonderen Rechtstitels auf beſtimmten Grundſtücken haften oder von allen Grund⸗ 
ſtücken des Bezirkes oder von allen Grundſtücken einer gewiſſen Klaſſe in dem 
Bezirk ohne Unterſchied des Beſitzers zu entrichten ſind, werden durch die Aus⸗ 
trittserklärung nicht berührt. f 


3: 
Für das Verfahren werden Gerichtskoſten nicht erhoben; zu der Be⸗ 
glaubigung der Erklärungen und zu der Beſcheinigung über den Austritt wird 
kein Stempel berechnet. 


94. 

(1) Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes finden auch auf den Austritt aus 
der einzelnen Synagogengemeinde Anwendung. 

(2) Ein Jude, der aus einer Synagogengemeinde ausgetreten iſt, wird nur 
dann Mitglied einer anderen Synagogengemeinde, wenn er ihrem Vorſtande ſeinen f 
Beitritt ſchriftlich erklärt. 

§ 5. 

(1) Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung in Kraft. 

e) Die Geſetze, betreffend den Austritt aus der Kirche, vom 14. Mai 1873 
Geſetzſamml. S. 207), betreffend den Austritt aus den jüdiſchen Synagogen⸗ 
gemeinden, vom 28. Juli 1876 (Geſetzſamml. S. 353) und betreffend die Er⸗ 
leichterung des Austritts aus der Kirche und aus den jüdiſchen Synagogen⸗ 
gemeinden, vom 13. Dezember 1918 GGeſetzſamml. S. 199) werden aufgehoben. 


Berlin, den 30. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12045.) Geſetz über die Errichtung eines Amtsgerichts in Hamborn. Vom 18. De— 
zember 1920. 


Di verfaſſunggebende Preußische Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


ET. 
In der Stadt Hamborn (Rheinland) wird ein Amtsgericht errichtet. Der 
Bezirk dieſes Gerichts wird aus dem von dem Amtsgericht in Duisburg⸗ 
Ruhrort abzutrennenden Stadtkreiſe Hamborn gebildet. 
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92. 5 
i Der Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes wird durch Verordnung 
der Preußiſchen Staatsregierung beftimmt. 
Berlin, den 18. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. . Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12046.) Nachtrag zur Pachtſchutzordnung vom 3. Juli 1920 (Geſetzſamml. 363). Vom 
25. Januar 1921. 5 


Au Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Pachtſchutzordnung des 
Reichs vom 9. Juni 1920 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1193) erteilten Ermächtigung wird 
hierdurch verordnet, was folgt: 

J. Die Preußiſche Pachtſchutzordnung vom 3. Juli 1920 Geſetzſamml. 
S. 363) wird dahin abgeändert: 

1. Im § 2 Abſ. 2 wird das Wort „wenn“ erſetzt durch das Wort 
„inſoweit /. 

1a. Im $ 4 werden die Worte „und der Länder“ geſtrichen. 


2. An Stelle des § 7 tritt folgende Beſtimmung: 

Die Wiederaufnahme eines durch endgültigen Beſchluß des Pacht- 
einigungsamts geſchloſſenen Verfahrens kann unter denſelben Voraus⸗ 
ſetzungen erfolgen, unter denen nach den $$ 579 und 580 der Zivil⸗ 
prozeßordnung die Wiederaufnahme des Verfahrens durch Nichtigkeits⸗ 
und Neſtitutionsklage möglich iſt. Die Wiederaufnahme nach den 
Grundſätzen der Reſtitutionsklage findet auch ſtatt, wenn der Gegner 
des Antragſtellers vor der Entſcheidung nicht gehört ift. 

Im übrigen finden die §§ 578 bis 591 der Zivilprozeßordnung 
mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß als allgemeine Vor⸗ 
ſchriften im Sinne des § 585 der Zivilprozeßordnung die Vorſchriften 
des § 23 der Pachtſchutzordnung anzuſehen find. Die im $ 586 
beſtimmte Notfriſt beginnt nicht vor dem Inkrafttreten der Pachtſchutz⸗ 
ordnung in dieſer Neufaſſung. 

3. Der § 8 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 5 

Die Pachteinigungsämter werden im Anſchluß an die Amtsgerichte 
für deren Bezirk errichtet. Sie beſtehen aus einem Amtsrichter als 
Vorſitzenden und je zwei Verpächtern und Pächtern als Beiſitzern. 

18* 


on 


en 


Der $8 Abi. 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 


Der vorſitzende Amtsrichter wird von dem Landgerichtspräſidenten, 
die Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden für den Bezirk des Pacht⸗ 
einigungsamts von dem Präſtdenten des Landeskulturamts auf Vor⸗ 
ſchlag des Kreisausſchuſſes, in Stadtkreiſen auf Vorſchlag des Magiſtrats, 
ernannt. 


Hinter $ 8 find einzujchalten die §§ 8a bis Se. 


$ 8a. 


Für den Vorſitzenden wird in entſprechender Anwendung des § 8 
ein Stellvertreter ernannt. 


$ 8b. 
Die Ernennung des Vorſitzenden und ſeines Stellvertreters erfolgt 
für die Dauer des von ihm bekleideten Hauptamts, längſtens für die 
Dauer des Beſtehens der Pachteinigungsämter. 


§ 8e. 

Für das Pachteinigungsamt wird ein Schriftführer ſowie ein 
Stellvertreter des Schriftführers aus den Gerichtsſchreibern des Amts⸗ 
gerichts durch den Landgerichtspräſidenten, beim Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte durch den Amtsgerichtspräſidenten, ernannt. 


§ 8d. 
Der Vorſitzende und der Schriftführer erhalten eine Vergütung. 
Das Nähere beſtimmen der Juſtizminiſter und der Finanzminiſter. 


$ Se. 

Im Falle des Bedürfniſſes kann der Oberlandesgerichtspräſident 
die Ernennung weiterer Vorſitzenden und Schriftführer anordnen. Die 
Geſchäfte werden in dem Falle nach örtlichen Bezirken verteilt. 

Ein Bedürfnis liegt vor, wenn der Vorſitzende und der Schrift⸗ 
führer durch die Obliegenheiten des Pachteinigungsamts dermaßen in 
Anſpruch genommen werden, daß ſie die Geſchäfte neben den ihnen im 
Hauptamt obliegenden Geſchäften zu erledigen nicht in der Lage ſind. 


6. Im $ I werden die Worte „und im Artikel I der Bekanntmachung 
vom 13. November 1917 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1039), „der zuerſt genannten 
Bekanntmachung“, „derſelben Bekanntmachung“ geſtrichen. 


Der §9 erhält einen zweiten Abſatz: 


Die Beiſitzer erhalten Reiſekoſten und Tagegelder nach den für 
die Entſchädigung der Schöffen geltenden Sätzen. 
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7. Hinter § 9 iſt einzuſchalten: 


8 § 9a. 

Die Pachteinigungsämter unterſtehen der Dienſtaufſicht des Land⸗ 
gerichtspräſidenten. Gegen deſſen Entſcheidung iſt die Beſchwerde an 
den Oberlandesgerichtspräſidenten gegeben. Die Entſcheidung des Ober⸗ 
landesgerichtspräſidenten iſt endgültig. 

8. Im § 10 wird das Wort „Amtsgericht“ durch das Wort „Pacht⸗ 
einigungsamt“ erſetzt. i 
9. 8 12 wird geändert wie folgt: 
Abſ. 1 wird geſtrichen. 
Der Reſt des § 12 erhält die Bezeichnung § 12e. 
Ihm werden vorangeſtellt: 


912. 

Für das Verfahren werden Gebühren erhoben. 

Die Gebühr entſteht mit Eingang des Antrags bei dem Pacht⸗ 
einigungsamte. Sie beträgt fünf vom Hundert des jährlichen Pacht⸗ 
zinſes mit Einſchluß des Wertes von Naturalleiſtungen, zum mindeſten 
aber 5 Mark. Die Gebühr verdoppelt ſich, wenn der Pachtſtreit durch 
Beſchluß des Pachteinigungsamts erledigt wird. Wird der Pachtzins 
im Verfahren durch Vergleich oder Beſchluß geändert, ſo iſt die Gebühr 
nach dem höheren Betrage zu berechnen. Pfennigbeträge ſind auf ganze 
Mark nach unten abzurunden. 


8 12a. N 
An baren Auslagen werden nur die Koſten der Zeugen und Sach⸗ 
verſtändigen und der Einnahme eines amtlichen Augenſcheins berechnet. 
Ein Vorſchuß für die Auslagen kann erfordert werden, wenn zu erwarten 
iſt, daß ihr Betrag 50 Mark überſteigen wird. 


g12b. 


Trifft das Pachteinigungsamt eine Beſtimmung nach $ 2, ſo iſt 
auch über die Koſten zu entſcheiden. Die Koſten ſind demjenigen auf⸗ 
zuerlegen, zu deſſen Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder 
hinſichtlich der Leiſtungen abgeändert wird; aus Billigkeitsgründen kann 
über die Koſten anders entſchieden werden. 

Wird eine Beſtimmung nach $ 2 nicht getroffen, ſo trägt der An⸗ 
tragſteller die Koſten. Werden dieſe durch Vergleich von dem anderen 
Teil übernommen, ſo haftet der Antragſteller daneben als Zweitſchuldner. 
§88 Abſ. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung. 


10. 


ER! 
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$ 12e. 

Die Erftattung der einer Partei entſtandenen notwendigen Aus⸗ 
lagen, insbeſondere von Vertretungskoſten, kann vom Gegner nur ge⸗ 
fordert werden, inſoweit das Pachteinigungsamt bei der Entſcheidung 
die Erſtattung ausdrücklich angeordnet hat; das Pachteinigungsamt ſoll 
die Erſtattung nur anordnen, ſoweit der Gegner mutwillig das Ver⸗ 
fahren oder eine Erhöhung der Koſten veranlaßt hat. 


812d. 

Auf die Berechnung, Feſtſetzung und Einziehung der Koſten finden 
die für das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung; an Stelle des Gerichtsſchreibers 
tritt der Schriftführer, an Stelle des Gerichts der Vorſitzende des 
Pachteinigungsamts; die Entſcheidung des Vorſitzenden iſt endgültig. 
Der § 12e Abſ. 2 wird gefaßt wie folgt: 5 

Im übrigen finden auf das Verfahren vor den Pachteinigungs⸗ 
ämtern die §§ 177 bis 185 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſowie die 
Beſtimmungen der Anordnung für das Verfahren vor den Einigungs⸗ 
ämtern vom 23. September 1918 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1146) entſprechende 
Anwendung mit der Maßgabe, daß vollſtreckbare Ausfertigungen unter 
dem Gerichtsſiegel des Amtsgerichts erteilt werden und daß die Be⸗ 


ſtimmungen des § 13 Abſ. 2 und 3 der bezeichneten Anordnung nur 


für die Fälle gelten, in denen der Vorſitzende des Pachteinigungsamts 
nicht die Befähigung zum Richteramte beſitzt oder in denen eine weitere 
vollſtreckbare Ausfertigung erteilt werden ſoll, nachdem die Pacht⸗ 
einigungsämter zu beſtehen aufgehört haben. 


Hinter § 12 e werden eingeſchaltet: 


912. 

Solange für den Bezirk eines Amtsgerichts ein Pachteinigungs⸗ 
amt in Gemäßheit des § 8 noch nicht gebildet iſt, iſt für die in der 
Pachtſchutzordnung vorgeſehenen Entſcheidungen das Amtsgericht zu- 
ſtändig. Das Amtsgericht entſcheidet, ohne Zuziehung von Beiſitzern, 
nach den für das Verfahren vor den Pachteinigungsämtern geltenden 
Vorſchriften; § 8 d bleibt außer Anwendung; an die Stelle des Schrift⸗ 
führers tritt der Gerichtsſchreiber. 


§ 12g. EHEN 

Die zur Ausführung der Pachtſchutzordnung und dieſer Ergänzungs⸗ 
verordnung erforderlichen Beſtimmungen werden, ſoweit die Einrichtung 
und das Verfahren der Pachteinigungsämter in Frage kommen, durch 
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den Juſtizminiſter, im übrigen durch den Juſtizminiſter und den Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten gemeinſchaftlich getroffen. 
II. Die Vorſchriften unter 1 Ziffer 2, 4, 5 § db und 8d des vor⸗ 
liegenden Nachtrags gelten mit Wirkung vom Zeitpunkte des Inkrafttretens der 
Pachtſchutzordnung in ihrer früheren Faſſung (20. Juli 1920). Im übrigen 
tritt dieſe Verordnung fünf Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. Die Vor⸗ 
ſchriften unter I Ziffer 9 58.12 bis 124 finden auch auf die in dieſem Zeit⸗ 
punkte ſchwebenden Sachen Anwendung. 
III. Die Preußiſche Pachtſchutzordnung wird in der durch dieſe Verordnung 
beſtimmten Faſſung unter entſprechender Abänderung der Bezeichnungen der 
Paragraphen in der Anlage neu verkündet. 


Berlin, den 25. Januar 1921. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft , Der Juſtizminiſter. 
Domänen und Forſten. am Sehnboff. 
Braun. N 
Der Finanzminiſter. Der Minifter für Volkswohlfahrt. 
Lüdemann. er Stegerwald. 


Preußiſche Pachtſchutzordnung. 


Vom 3. Juli 1920 in der Neufaſſung vom 25. Januar 1921. 


IL; Grund der den oberſten Landesbehörden durch die Pachtſchutzordnung des 
Reichs vom 9. Juni 1920 (eichs⸗Geſetzbl. S. 1193) erteilten Ermächtigung 
wird hierdurch folgendes verordnet: l 


1 2 | i 9 
Sind Grundſtücke zum Zwecke landwirtſchaftlicher oder gewerbsmäßiger 
gärtneriſcher Nutzung verpachtet oder verliehen, ſo können in den Fällen des 
$2 von den Beteiligten Pachteinigungsämter angerufen werden, die nach Maß- 
gabe dieſer Verordnung zu bilden ſind. Den Pachtverträgen ſtehen alle ſonſtigen 
Vereinbarungen gleich, die die Übertragung des Genuſſes der Erzeugniſſe eines 
Grundſtücks gegen Entgelt zum Gegenſtande haben. 
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2% 
() Die Pachteinigungsämter können beſtimmen: 
a) für Grundſtücke unter 2,5 ha: 
1. daß Kündigungen unwirkſam werden und daß gekündigte Verträge 
bis zur Dauer von zwei Jahren fortzuſetzen ſind, 


2. daß ohne Kündigung ablaufende Verträge bis zur Dauer von 
zwei Jahren verlängert werden, 


3. daß Verträge vor Ablauf der vereinbarten Zeit aufgehoben werden) 
b) für Grundſtücke jeder Größe: 
daß Leiſtungen, die unter den veränderten wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſen nicht oder nicht mehr gerechtfertigt find, anderweit feit- 
geſetzt werden. 


(2) Die Einigungsämter dürfen Beſtimmungen aus Abſ. 1 nur treffen, 
inſoweit ſich das Verhalten eines Beteiligten entweder als wucheriſche Ausbeutung 
der Notlage, des Leichtſinns oder der Unerfahrenheit oder unter Berückſichtigung 
der veränderten wirtſchaftlichen Verhältniſſe offenbar als eine ſchwere Anbilligkeit 
darſtellt oder inſoweit es zur Folge hätte, . der andere Teil in eine wirt⸗ 
ſchaftliche Notlage gerät. 

Ge, 


Die Vorſchriften dieſer Verordnung finden auch auf ſolche Verträge ($ 1) 
Anwendung, die gleichzeitig ein Arbeitsverhältnis enthalten, insbeſondere, alte 
Rückſicht auf die Grundſtücksgröße, auf Heuerlingsverträge; in Fällen dieſer Art 
iſt das Pachteinigungsamt unter Ausſchluß des Schlichtungsausſchuſſes und des 
Mieteinigungsamts zuſtändig. 

K.. 

Auf Grundbeſitz des Reichs finden die Beſtimmungen dieſer Verordnung 
keine Anwendung. 

8 


Der Antrag, über die Wirkſamkeit der Kündigung zu entſcheiden, iſt un⸗ 
verzüglich nach Eingang der Kündigung zu ſtellen. Der Antrag, ein ohne 
Kündigung ablaufendes Pachtverhältnis zu verlängern, iſt ſo frühzeitig zu ſtellen, 
wie es unter Berückſichtigung der Intereſſen des andern Teiles verlangt werden 
kann. Der Antrag kann in beiden Fällen nicht mehr geſtellt W wenn die 
Pachtzeit abgelaufen iſt. 

§ 6. 


() Die Pachteinigungsämter, die in erſter Linie auf einen Vergleich hin⸗ 
Rn haben, entſcheiden nach billigem Ermeſſen. 
ung iſt endgültig. Der ordentliche Rechtsweg iſt aus⸗ 
gechtefen. 
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. 

(1) Die Wiederaufnahme eines durch endgültigen Beſchluß des Pachteinigungs⸗ 
amts geſchloſſenen Verfahrens kann unter denſelben Vorausſetzungen erfolgen, 
unter denen nach den §ö 579 und 580 der Zivilprozeßordnung die Wiederaufnahme 
des Verfahrens durch Nichtigkeits⸗ und Reſtitutionsklage möglich iſt. Die Wieder⸗ 
aufnahme nach den Grundſätzen der Reſtitutionsklage findet auch ſtatt, wenn der 
Gegner des Antragſtellers vor der Entſcheidung nicht gehört iſt. 

(2) Im übrigen finden die 6$ 578 bis 591 der Zivilprozeßordnung mit der 
Maßgabe entſprechende Anwendung, daß als allgemeine Vorſchriften im Sinne 
des § 585 der Zipilprozeßordnung die Vorſchriften des § 23 der Pachtſchutzordnung 
anzuſehen find. Die im $ 586 beſtimmte Notfriſt beginnt nicht vor dem Inkraft⸗ 
treten der Pachtſchutzordnung in dieſer Neufaſſung. 


88. 

1. Die Pachteinigungsämter werden im Anſchluß an die Amtsgerichte für 
deren Bezirk errichtet; ſie beſtehen aus einem Amtsrichter als Vorſitzenden und 
je zwei Verpächtern und Pächtern als Beiſitzern. 

Der vorſitzende Amtsrichter wird von dem Landgerichtspräſidenten, die 
Beiſitzer und ihre Stellvertreter werden für den Bezirk des Pachteinigungsamts 
vom Präſidenten des Landeskulturamts auf Vorſchlag des Kreisausſchuſſes, in 
Stadtkreiſen auf Vorſchlag des Magiſtrats, ernannt; aus den ernannten Beiſitzern 
beruft der Vorſitzende für jede Spruchſitzung die erforderliche Anzahl. 

2. Befindet ſich am Sitze des Amtsgerichts ein Kulturamt, ſo kann durch 
gemeinſchaftliche Verfügung des Landgerichtspräſidenten und des Präſidenten des 
Landeskulturamts der Kulturamtsvorſteher zum Vorſitzenden ernannt werden, jo- 
fern er die Befähigung zum Richteramt oder zum höheren Verwaltungsdienſte 
beſitzt. 

(Eh 

Für den Vorſitzenden wird in entſprechender Anwendung des § 8 ein Stell⸗ 

vertreter ernannt. 
$ 10. 

Die Ernennung des Vorſitzenden und feines Stellvertreters erfolgt für die 
Dauer des von ihnen bekleideten Hauptamts, längſtens für die Dauer des Be⸗ 
ſtehens der Pachteinigungsämter. : | 

41. i a 

Für das Pachteinigungsamt wird ein Schriftführer ſowie ein Stellver⸗ 
treter des Schriftführers aus den Gerichtsſchreibern des Amtsgerichts durch den 
Landgerichtspräſidenten, beim Amtsgerichte Berlin-Mitte durch den Amtsgerichts⸗ 
präſidenten, ernannt. i 

§ 12. : 

Der Vorſitzende und der Schriftführer erhalten eine Vergütung. Das 

Nähere beſtimmen der Juſtizminiſter und der Finanzminiſter. i 
Geſetzſammlung 1921. (Mr. 1204412046.) 19 
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N Gl: 

(]) Im Falle des Bedürfniſſes kann der Oberlandesgerichtspräſident die Er⸗ 
nennung weiterer Vorſitzenden und Schriftführer anordnen. Die Geſchäfte werden 
in dieſem Falle nach örtlichen Bezirken geteilt. 

(2) Ein Bedürfnis liegt vor, wenn der Vorſitzende und der Schriftführer durch 
die Obliegenheiten des Pachteinigungsamts dermaßen in Anſpruch genommen 
werden, daß ſie die Geſchäfte neben den ihnen im Hauptamt obliegenden Ge⸗ 
ſchäften zu erledigen nicht in der Lage ſind. 


814. 

() Als Beiſitzer können auch weibliche Perſonen berufen werden. Im übrigen 
gelten für die Berufungen und deren Ablehnung ſowie für die Verhältniſſe, die 
bei der Ausübung der Amtstätigkeit der Beiſitzer in Betracht kommen, ſinngemäß 
die Beſtimmungen in den $$ 3 bis 5, 7, 8 und 12 Abſ. 1 der Bekanntmachung 
vom 21. Dezember 1916 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 1411) mit der Maßgabe, daß für 
die Entſcheidung über die Beſchwerden nach § 5 Abſ. 3 und für die Feſtſetzung 
der Mahngebühr nach § 12 Abſ. 1 Satz 3 der Landgerichtspräſident zuſtändig 
iſt. Die Geldſtrafen fließen zur Staatskaſſe. 

(2) Die Beiſitzer erhalten Reiſekoſten und Tagegelder nach den für die Ent⸗ 
ſchädigung der Schöffen geltenden Sätzen. 


§ 15. a 
Die Pachteinigungsämter unterſtehen der Dienſtaufſicht des Landgerichts⸗ 
präſidenten. Gegen deſſen Entſcheidung iſt die Beſchwerde an den Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidenten gegeben. Die Entſcheidung des Oberlandesgerichtspräſidenten 
iſt endgültig. ö N 
$ 16. 
Juſtändig ift das Pachteinigungsamt, in deſſen Bezirk das den Gegenftand 
des Vertrags bildende Grundſtück ganz oder zum größten Teile liegt. 


817. 

Sofern nicht ein Vergleich zwiſchen 
ſcheiden die Pachteinigungsämter durch 
der Pachteinigungsämter ſind vollſty 
als Vertragsinhalt. 


den Parteien zuſtande kommt, ent⸗ 
chluß. Die Vergleiche und Beſchlüſſe 
Ihr Inhalt gilt unter den Parteien 


ar, 


5 $ 18. 
f (Für das Verfahren in Pachteinigungsſachen werden Gebühren erhoben. 
(2) Die Gebühr entſteht durch Eingang des Antrags bei dem Pachteinigungs⸗ 
amte. Sie beträgt fünf vom Hundert des jährlichen Pachtzinſes mit Einſchluß 
des Wertes von Naturalleiſtungen, zum mindeſten aber 5 Mark. Die Gebühr 


Bye 


verdoppelt ſich, wenn der Pachtſtreit durch Beſchluß des Pachteinigungsamts er⸗ 
ledigt wird. Wird der Pachtzins im Verfahren durch Vergleich oder Beſchluß 
geändert, ſo iſt die Gebühr nach dem höheren Betrage zu berechnen. Pfennig⸗ 
beträge ſind auf ganze Mark nach unten abzurunden. 


$ 19. 

An baren Auslagen werden nur die Koſten der Zeugen und Sachverſtändigen 
und der Einnahme eines amtlichen Augenſcheins berechnet. Ein Vorſchuß kann 
erfordert werden, wenn zu erwarten iſt, daß ihr Betrag 50 Mark überſteigen wird. 

8 * a * 1. ee: 
J 20. BEN N 

() Trifft das Pachteinigungsamt eine Beſtimmung nach $ 2, jo ift auch über n Are, ts 
die Koſten zu entſcheiden. Die Koſten find demjenigen aufzuerlegen, zu deſſen mr wu kb u; 
Gunſten der Vertrag aufgehoben, verlängert oder hinſichtlich der Leiſtungen ab" s 1 
geändert wird; aus Billigkeitsgründen kann über die Koſten anders entſchieden 
werden. 

()-Wird eine Beſtimmung nach $ 2 nicht getroffen) so trägt der⸗Antragſteller 
die Koſten. Werden dieſe durch Vergleich von dem anderen Teile übernommen, 
jo haftet der Antragſteller daneben als Zweitſchuldner. § 88 Abſ. 2 des 
Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet Anwendung. 


8 § 21. 

Die Erſtattung der einer Partei entſtandenen notwendigen Auslagen, ins- 
beſondere von Vertrekungskoſten, kann vhm Gegner nur gefordert werden, inſoweit 
das Pachteinigungsamt bei der Entſcheidung die Erſtattung ausdrücklich ange⸗ 
ordnet hat; das Pachteinigungsamt ſoll die Erſtattung nur anordnen, inſoweit 
der Gegner mutwillig das Verfahren oder eine Erhöhung der Koſten veranlaßt hat. 


8 22. 

Auf die Berechnung, Feſtſetzung und Einziehung der Koſten finden die für 
das Verfahren in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten geltenden Vorſchriften ent⸗ 
ſprechende Anwendung; an Stelle des Gerichtsſchreibers tritt der Schriftführer, 
an Stelle des Gerichts der Vorſitzende des Pachteinigungsamts; die Entſcheidungen 
des Vorſitzenden ſind endgültig. 

8 23. 

() Die Parteien ſind, auch wenn ſie durch Bevollmächtigte vertreten werden, 
zum perſönlichen Erſcheinen verpflichtet. Der Vorfigende des Pachteinigungsamts 
kann abweichende Anordnungen treffen. Gegen die trotz ausdrücklicher Anordnung 
des Vorſitzenden des Pachteinigungsamts nicht erſchienene Partei iſt wie gegen 
einen im Vernehmungstermin nicht erſchienenen Zeugen zu verfahren; Haft darf 
das Pachteinigungsamt nicht verhängen. 


= 
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N Im 5 bes finden auf das Verfahren vor den Pachteinigungsämtern die 
§8 177 bis 185 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſowie die Beſtimmungen der 
Anordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern vom 23. September 1918 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 1146) entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß voll⸗ 
ſtreckbare Ausfertigungen unter dem Gerichtsſiegel des Amtsgerichts erteilt werden 
und daß die Beſtimmungen des § 13 Abſ. 2 und 3 der bezeichneten Anordnung 
nur für die Fälle gelten, in denen der Vorſitzende des Pachteinigungsamts nicht 
| die Befähigung zum Richteramte beſitzt oder in denen eine weitere vollſtreckbare 
Ausfertigung erteilt werden ſoll, nachdem die Pachteinigungsämter zu beſtehen 


8 1er = „ aufgehüpe . Ar 31 N 2 Vi 


2 5 8 vr 7 5 r 217 : Ol 5 j bini ; 
me „Solange für den Bezirk eines Amtsgerichts ein Pachteinigungsamt in 
N 1 5 Gemäßheit des § 8 noch nicht gebildet iſt, iſt für die in der Pachtſchutzordnung 
N 5 thporgeſehenen Entſcheidungen das Amtsgericht zuſtändig. Das Amtsgericht ent⸗ 
A lu, eee. ſcheidet ohne Zuziehung von Beiſitzern nach den für das Verfahren vor den 
Pachteinigungsämtern geltenden Vorſchriften; K 12 bleibt außer Anwendung an 
die Stelle des Schriftführers tritt der Gerichtsſchreiber. a 

5 Ar . Sr 4 g-. 
| 9 7 

Die zur Ausführung der Pachtſchutzordnung erforderlichen Beſtimmungen 
werden, ſoweit die Einrichtung und das Verfahren der Pachteinigungsämter in 
Frage kommen, durch den Juſtizminiſter, im übrigen durch den Juſtizminiſter 
3 und fen Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten gemeinſchaftlich 
F getroffen, 


(1) Die §§ 7, 8 Abſ. 1 und 2, 10 und 12 der vorliegenden Neufaſſung gelten 
mit Wirkung vom Zeitpunkte des Inkrafttretens der Pachtſchutzordnung in ihrer 
früheren Faſſung (20. Juli 1920). Im übrigen tritt die Pachtſchutzordnung in 
der vorliegenden Faſſung fünf Tage nach deren Verkündung in Kraft. Die 
§§ 18 bis 22 finden auch auf die in dieſem Zeitpunkte ſchwebenden Sachen 


Anwendung. 
(2) Die Pachtſchutzordnung tritt am 30. Mai 1922 außer Kraft. 
Berlin, den 25. Januar 1921. r 
Der Minifter für Landwirtſchaft / Der Juſtizminiſter. 
Domänen und Forſten. am Zehnhoff. 
Braun. 
Der Finanzminiſter. Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 

Lüdemann. Stegerwald. 
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